
unzulässig sind ferner auch abstrakte Klauseln, die den Verbrau-
cher dazu verpflichten, zusätzlich zur Kreditbearbeitungsgebühr 
rein oberflächlich umschriebene Leistungen abzugelten, welche 
allenfalls, sofern sie anfallen, der Bank zu vergüten sind.27 

Die soeben genannten Beispiele stellen freilich keine taxative 
Aufzählung dar, was in der Praxis bei manchen Zusatzentgelten/ 
Gebühren weiterhin zu Unsicherheiten führen kann: Offen ließ 
der OGH nämlich auch in den E 2 Ob 63/25 s und 2 Ob 92/25 f, 
welche Leistungen und Gebühren des Kreditinstituts – zumin-
dest nach Ansicht des OGH – unter den Begriff „Kreditbearbei-
tungsgebühr“ oder „Bearbeitungsentgelt“ fallen. Denn nur da-
raus ergibt sich letztlich, dass diese Leistungen bereits in der Be-
arbeitungsgebühr enthalten sein müssen, um eine intransparente 
Überschneidung oder potenzielle Doppelverrechnung zu ver-
meiden. Diesbezüglich traf der OGH jedoch in der E 7 Ob 
169/24 i, die sich eigentlich nur am Rande zur intransparenten 
Überschneidung äußerte, uE eine wichtige Aussage. Der OGH 
hielt dort in der Rz 44 Folgendes fest: 

„Mit dem Kreditbearbeitungsentgelt bezahlt der Kreditnehmer 
ein Entgelt für die Tätigkeit und den Aufwand bei der Bearbeitung 
und Bereitstellung des Kredits. Die Leistungen, die nach den Fest-
stellungen mit dem Kreditbearbeitungsentgelt abgegolten werden 
sollen, sind gewöhnliche im Zuge der Vertragsanbahnung und 
des Vertragsabschlusses anfallende Leistungen (zB Beratungsge-
spräch, Risikobeurteilung; Angebotserstellung; Einholung, Sichtung, 
Vorbereitung, Aufbereitung, Verarbeitung und Kontrolle von Unter-
lagen; Erfüllung von Informationspflichten; Vertragserstellung; Lie-

genschaftsbewertung, Kreditentscheidung, allfällige Korrespondenz 
mit dem Treuhänder; Unterzeichnung; Auszahlung; Sicherheitenef-
fektuierung; Archivierung) und verursachen bei Hypothekarkredi-
ten einen Aufwand von rund 19 Stunden, bei Konsumkrediten 
von weniger als 3 Stunden.“ [Hervorhebung nicht im Original] 

Lehnt man das Begriffsverständnis des OGH zu 3 Ob 77/25 g 
ab, kann diese demonstrative Aufzählung des OGH zu 7 Ob 169/ 
24 i uE künftig als Richtschnur dienen, um zu bestimmen, welche 
Leistungen üblicherweise von der Bearbeitungsgebühr umfasst 
sein sollen.28 Freilich gilt es aber abzuwarten, ob die E 3 Ob 
77/25 g tatsächlich eine „Ausreißerentscheidung“ darstellt oder 
doch eine verstärkte Senatsentscheidung bzw eine Vorabent-
scheidung des EuGH zur Grundsatzthematik zu erwarten ist. Je-
denfalls spricht auch die Aufzählung des 7. Senats gegen das Be-
griffsverständnis der „Bearbeitungsgebühren“ des 3. Senats (vgl 
Liegenschaftsbewertung; allfällige Korrespondenz mit dem Treu-
händer; Sicherheiteneffektuierung). 

Schutz der Kreditgeber in der 
Vertrauensschadenversicherung 
der Rechtsanwälte 
_ 

Der Beitrag schnell gelesen 
Die auch medial intensiv diskutierten Immobilieninsolvenzen 
der letzten Jahre haben zu einer Vielzahl an Geschädigten ge-
führt. In einigen Fällen waren auch Banken darunter, die auf 
Basis von im Detail komplizierten Konstruktionen die Valuta 
ausgezahlt haben, ohne die versprochenen dinglichen Sicher-
heiten zu erhalten. Dies funktionierte nicht ohne Mitwirkung 
anwaltlicher Treuhänder. Das führt zur Frage der Deckung sol-

cher Schäden durch die Vertrauensschadenversicherung der 
Rechtsanwaltskammern.1 

Zivilrecht; Versicherungsrecht 
§§ 10 a, 23 RAO 
OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h 
ÖJZ 2026/13 
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1. Hoheits- oder Privatwirtschaftsverwaltung? 

dass das Entgelt als „fremd“ bezeichnet wurde und damit eine Drittleistung 
suggeriert wird, genügt die bloße Bezeichnung „fremd“ in dieser Art und 
Weise uE nicht, um ausreichend klarzustellen, es handle sich um eine Leis-
tung eines Dritten (die im Bearbeitungsentgelt nicht enthalten ist). Im Er-
gebnis war dies in 2 Ob 92/25 f freilich nicht von Relevanz. 

27 Vgl Klausel 4 in der E OGH 4 Ob 181/24 g: „Der KN ist verpflichtet, nachfol-
gende sonstige Kosten und Gebühren zu bezahlen, soweit diese im Rahmen 
des Vertragsabschlusses oder der Vertragsabwicklung anfallen: a) sonstige 
Kosten, welche für zusätzliche Dienstleistungen der BANK anfallen: [. . .]“. 

28 Zu beachten ist hier, dass auch in der Aufzählung des OGH zu 7 Ob 169/24 i 
die „Liegenschaftsbewertung“ (vgl oben C.) genannt wird. 

1 Dem Beitrag liegen mehrere Stellungnahmen zugrunde, die der Erstverfasser 
seit 2024 im Auftrag geschädigter Banken verfasst hat. 
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2. Anspruch des versicherten Treugebers auf 
Beschlussfassung durch die Kammer 

3. Versicherte Schädigungshandlungen durch den 
Treuhänder 

D. Haftung der Kammer? 
1. Aufsichtspflichtverletzung bei der Abwicklung? 
2. Systemmängel des Treuhandbuchs? 
3. Verständigungspflichten? 

E. Schluss 

A. Einleitung 

Anwälte arbeiten in ihrer Funktion als Treuhänder mit Fremd-
geldern. Die – zum Glück seltenen – Fälle bewusst falschen Um-
gangs mit fremdem Vermögen werden nicht durch die Berufs-
haftpflichtversicherung erfasst: Sie deckt das Haftpflichtrisiko 
des Rechtsanwalts für vorsätzliche Schädigungen gerade nicht 
(und könnte es auch gar nicht decken2). Diese Lücke im Treuge-
ber- und Kundenschutz schließt die Vertrauensschadenversiche-
rung,3 indem sie Versicherungsschutz für Schäden durch vorsätz-
lich unerlaubte Verfügungen bietet. 

Der Abschluss einer solchen Vertrauensschadenversicherung, 
die eine komplementäre Ergänzung zur Berufshaftpflichtversi-
cherung bietet, ist für die Rechtsanwaltskammern der Bundes-
länder (im Folgenden: RAK) verpflichtend in § 23 Abs 6 RAO 
vorgesehen.4 Die Bedingungen sehen meist auch Deckung für 
wissentliche Pflichtverletzungen (Vertragsverletzungen) vor, die 
in der Berufshaftpflichtversicherung ebenso ausgenommen 
sind.5 Der konkrete Schutzumfang ist dabei freilich vom jeweili-
gen Bedingungswerk abhängig; iW kann aber festgehalten wer-
den, dass § 23 Abs 6 RAO mit Blick auf den Zweck der Ver-
trauensschadenversicherung eine möglichst lückenlose Ergän-
zung zum Schutzbereich der Berufshaftpflichtversicherung ge-
bietet. Dafür spricht nicht zuletzt auch die Bezugnahme auf die 
Berufshaftpflichtversicherung in den Materialien zur wortglei-
chen Vorgängerbestimmung in § 23 Abs 4 RAO aF.6 

Der vorliegende Beitrag prüft die Frage des Schutzumfangs 
der Bestimmung: Wer ist von einer Vertrauensschadenversiche-
rung der Kammern zu erfassen?7 Konkret wird geprüft, ob auch 
Banken vom Schutzbereich des § 23 Abs 6 RAO erfasst sind oder 
ob sich – vereinfacht gesprochen – nur die Kaufvertragsparteien 
bei Liegenschaftstransaktionen darauf verlassen können. 

B. Bank als Treugeberin iSd § 23 Abs 6 RAO 

Nach § 23 Abs 6 RAO hat die RAK „eine Versicherung zur Siche-
rung der Rechte der Treugeber am Treuhanderlag abzuschließen, 
deren Treuhandschaften über die von der Rechtsanwaltskammer 
zu führende Treuhandeinrichtung abgewickelt werden“.8 In per-
sönlicher Hinsicht geht es also um den Schutz der „Treugeber“ 
– ein in erster Linie zivilrechtlich geprägter Begriff.9 

1. Der zivilrechtliche Treugeberbegriff 
Der Begriff des Treugebers knüpft ebenso wie jener des Treuhän-
ders an die Rechtsposition bei der Treuhandschaft an. Weil die 
Treuhandschaft kein gesetzlich geregeltes Rechtsgeschäft, son-
dern Ausfluss der Vertrags- und Typenfreiheit ist, wird auch 
die Frage, wer nun als Treugeber anzusehen ist, naturgemäß 
nicht im Gesetz beantwortet. Das Vorliegen einer Treuhand-
schaft selbst ist nach gängiger Definition dann anzunehmen, 
„wenn jemand (der Treuhänder) Rechte übertragen erhält, die er 
im eigenen Namen, aber aufgrund einer besonderen obligatori-

schen Bindung zu einer anderen Person (dem Treugeber) nur in 
einer bestimmten Weise ausüben soll“.10 Damit lässt sich die Stel-
lung des Treugebers bereits näher charakterisieren: Er unterhält 
eine schuldrechtliche Beziehung zum Treuhänder, aufgrund de-
rer Letzterem eine gewisse Zweckbindung auferlegt wird.11 Kein 
Wesensmerkmal, aber ein Indiz ist, dass der Treugeber das Treu-
gut selbst an den Treuhänder überträgt.12 Während die Bestim-
mung des Treugebers bei zweiseitigen Treuhandverhältnissen 
keine Probleme bereiten wird, steht sie immer dann im Zentrum 
der Aufmerksamkeit, wenn mehrere Akteure am Rechtsverhält-
nis beteiligt sind und als Treugeber in Frage kommen.13 

Die Treuhandschaft bei Liegenschaftstransaktionen ist ein 
klassischer Fall einer Abwicklungstreuhand. Sie dient der Zug- 
um-Zug-Erfüllung synallagmatischer Verträge (Kauf- oder Bau-
trägervertrag) und zeichnet sich dadurch aus, dass der Treuhän-
der für mehrere Treugeber tätig wird.14 Treugeber sind jedenfalls 
die Vertragsparteien des Grundgeschäfts, also idR Käufer und 
Verkäufer.15 

Zudem wird von der ganz hA16 die mit dem Treuhänder kon-
trahierende Bank als Treugeberin eingeordnet, wenn und weil sie 
nur gegen grundbücherliche Sicherstellung zur Gewährung eines 
Kredits oder Darlehens bereit ist. Das ist ohne jeden Zweifel an-

2 Vgl § 152 VersVG, der die vorsätzliche Herbeiführung des Versicherungsfalls in 
der Haftpflichtversicherung zwingend vom Versicherungsschutz ausschließt 
(Perner, Privatversicherungsrecht2 [2024] Rz 7.80; Reisinger in Fenyves/Perner/ 
Riedler, VersVG [14. Lfg 2025] § 152 Rz 1; Schauer, Versicherungsvertrags-
recht3 [1995] 397; I. Vonkilch, Überwälzbarkeit von Strafen und Bußen einer 
Gesellschaft, ZWF 2020, 294 [300 f] mwN). 

3 RIS-Justiz RS0133397; OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h; s auch Schurich, Die 
Vertrauensschadenversicherung nach § 23 Abs 6 RAO – zugleich eine Be-
sprechung von OGH 1 Ob 137/20 h, ecolex 2021, 522 (524); Spadinger, Die 
Vertrauensschadenversicherung für Rechtsanwälte und Notare, ÖJA 2024, 
92 (94). 

4 Siehe Wilhelmer, Berufshaftpflichtversicherung (2022) Rz 117. 
5 Art 4.I.3 AVBV; näher Aichinger/Koban, Die Haftpflichtversicherung für 

Rechtsanwälte, in FS Fenyves (2013) 437 (442). 
6 Siehe ErläutRV 483 BlgNR 24. GP 9 f. 
7 Zu den Vorgaben für die Höhe der Versicherungssumme Wilhelmer, Berufs-

haftpflichtversicherung Rz 115. Die in Ö derzeit üblichen Summen dürften 
zwar im Grundsatz sachgerechten Schutz bieten. Problematisch sind aller-
dings Deckelungen mit einem Höchstbetrag pro Versicherungsperiode. Sie 
führen dazu, dass (zeitlich zu spät kommende) Treugeber vollkommen leer 
ausgehen könnten, obwohl sie eine nach § 23 Abs 6 RAO abgesicherte Stel-
lung haben sollten (zu einem vergleichbaren Problem bei der D&O-Versi-
cherung Perner, Privatversicherungsrecht2 Rz 7.129). Die in der Praxis etab-
lierten Härtefonds dürften keinen adäquaten Ausgleich bieten, zumal die 
Leistung meist „ohne rechtliche Verpflichtung“ besteht und die Höchstgren-
zen niedrig angesiedelt sind (zB Wien: Höchstbetrag von € 600.000,– für alle 
von einem Rechtsanwalt innerhalb eines Jahres verursachten Schadensfälle). 

8 Hervorhebung durch die Verfasser. 
9 So auch ausdrücklich ErläutRV 483 BlgNR 24. GP 8: „Dabei sieht der Entwurf 

davon ab, das Institut der Treuhandschaft als solches in der RAO zu definieren 
bzw die allgemeinen Pflichten eines Treuhänders festzulegen; dies richtet sich 
vielmehr weiterhin nach den allgemeinen zivilrechtlichen Regeln“. 

10 Umlauft, Die Treuhand aus zivilrechtlicher Sicht, in Apathy, Die Treuhand-
schaft (1995) 18 (21). 

11 Ähnlich Urbanek, Treuhändige Abwicklung von Liegenschaftskaufverträgen 
(1999) 145. 

12 Urbanek, Treuhändige Abwicklung von Liegenschaftskaufverträgen 146. 
13 Relevant ist die Bestimmung des Treugebers etwa für das Aussonderungs-

recht gem § 44 IO, das Widerspruchsrecht gem § 37 EO sowie die Forthaf-
tung des Treuguts gegenüber den Gläubigern des Treugebers (s nur Rubin in 
Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.03 § 1002 Rz 111 [Stand 1. 3. 2017, rdb.at]). 

14 Hartlieb/Zollner in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB4 (2022) § 1002 Rz 127 
mwN. 

15 Hartlieb/Zollner in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB4 § 1002 Rz 128. 
16 Ausf Urbanek, Treuhändige Abwicklung von Liegenschaftskaufverträgen 

140 ff; Hartlieb/Zollner in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB4 § 1002 Rz 128; 
Baumgartner/U. Torggler in Klang3 (2019) § 1002 Rz 220; Rubin in Kletečka/ 
Schauer, ABGB-ON1.03 § 1002 Rz 172; s auch bereits OGH 4 Ob 504/80 JBl 
1981, 90; aA war nur Spruzina, Rechts- und Standespflichten des Treuhän-
ders (Teil I), NZ 1995, 217 (220 f), der allerdings selbst den Verkäufer nicht als 
Treugeber anerkannte und dessen Ansicht sich zu Recht nicht durchgesetzt 
hat. 
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zunehmen, wenn – wie in der Praxis üblich – ein Vertragsver-
hältnis zwischen Treuhänder und Bank besteht, aufgrund dessen 
der Treuhänder die Kreditvaluta nur bei Erfüllung bestimmter 
Bedingungen auszahlen darf (zB bei Einräumung eines Pfand-
rechts im ersten Rang und abhängig vom Baufortschritt iSd 
§ 10 BTVG). Die Bank steht damit in einer vertraglichen Bezie-
hung zum Treuhänder und erlegt diesem eine Zweckbindung auf, 
an deren Einhaltung sie selbst ein Interesse hat.17 Zivilrechtlich 
ist die Bank in solchen Konstellationen ohne jeden Zweifel als 
Treugeberin zu qualifizieren. 

2. Treugeberbegriff in § 23 Abs 6 RAO 
Da Banken bei Liegenschaftstransaktionen Treugeber sind, fragt 
sich in einem nächsten Schritt, ob eine vom zivilrechtlichen Ver-
ständnis abweichende Auslegung des Treugeberbegriffs nach § 23 
Abs 6 RAO vorzunehmen ist. Dafür besteht jedoch kein Anlass.18 

Die Liegenschaftstransaktionen, die durch die Vertrauensscha-
denversicherung vor allem geschützt werden sollen,19 sind 
schließlich typischerweise mehrseitige Treuhandschaften, bei de-
nen idR auch ein Kreditinstitut beteiligt ist und (zivilrechtlich) als 
Treugeber auftritt.20 Wieso der Gesetzgeber gerade diese Konstel-
lation bei der Wahl des persönlichen Schutzbereichs des § 23 
Abs 6 RAO nicht vor Augen gehabt haben soll, ist nicht zu sehen.21 

Die Materialien zu § 23 Abs 4 RAO aF, der erstmals eine Ver-
pflichtung der Kammer zum Abschluss einer Vertrauensscha-
denversicherung enthielt, sehen zudem vor, dass diese jene Schä-
den abzudecken hat, die „der Partei“ aufgrund einer vorsätzlich 
unerlaubten Verfügung über den im Rahmen der Treuhandschaft 
anvertrauten Treuhanderlag zugefügt werden.22 Ganz iS des zivil-
rechtlichen Verständnisses des Treugeberbegriffs denkt also auch 
der Gesetzgeber in erster Linie an die geschädigten Vertragspar-
teien des Rechtsanwalts. Es kann daher auch hier kein Zweifel 
bestehen, dass Banken, die in einem Auftragsverhältnis zum An-
walt stehen und zivilrechtlich als Treugeber zu qualifizieren sind, 
auch Treugeber iSd § 23 Abs 6 RAO sind und durch die abzu-
schließende Versicherung geschützt werden sollen. Mit Blick auf 
die bezweckte Absicherung vor bestimmungswidrigen Verfügun-
gen über das Treugut ist das auch konsequent: All jene Vertrags-
partner des Rechtsanwalts, die an der vertragskonformen Verfü-
gung über den Treuhanderlag ein (versicherbares) Interesse ha-
ben, sollen im Malversationsfall abgesichert werden. Das Abstel-
len auf die Stellung als Vertragspartner des Anwalts vermeidet 
dabei eine Ausuferung des persönlichen Schutzbereichs und 
stellt iS des Normzwecks23 sicher, dass nur jener Personenkreis 
geschützt wird, der dem Rechtsanwalt auch entsprechendes Ver-
trauen entgegengebracht hat. 

Treugeber nach § 23 Abs 6 RAO sind 
auch finanzierende Banken. 

3. Treuhandeinrichtung 
Die bisherigen Ausführungen über die gesetzliche Ausgangslage 
geben den Rahmen für den Schutz vor. Das ist noch nicht mit 
tatsächlichem Versicherungsschutz bei Eintritt eines Schadens 
gleichzusetzen, der sich erst aus dem jeweiligen Versicherungs-
vertrag ergibt. Die RAK dürften nun zT ein unterschiedliches 
Verständnis davon haben, inwiefern finanzierende Banken in 
den Schutzbereich des § 23 Abs 6 RAO fallen und daher im Treu-
handbuch aufzunehmen sind, wie ein Vergleich der – im Netz 
frei verfügbaren und mit Ende 2025 abgerufenen – Statuten 
der Kammern der Bundesländer zeigt. Dieses Verständnis wird 
sich auch in den jeweiligen Versicherungsverträgen finden: § 23 

Abs 6 RAO gebietet die Vorsorge eines Versicherungsschutzes 
schließlich für die Treuhandschaften, die auch über die Treu-
handeinrichtung abgewickelt wurden. 

Aus den Statuten der Treuhandeinrichtung der RAK Wien 
(„Elektronisches Anwaltliches Treuhandbuch“ – eATHB) ergibt 
sich zunächst nichts von der gesetzlichen Ausgangslage Abwei-
chendes. „Treuhandschaft“ ist demnach jeder vom Rechtsanwalt 
übernommene Auftrag, in dessen Rahmen „er den ausdrückli-
chen schriftlichen Auftrag zur Verwahrung und späteren Ausfol-
gung eines bei ihm hinterlegten Geldbetrages für den Fall des Ein-
trittes einer oder mehrerer vorher bestimmter Bedingungen an ei-
nen oder mehrere ihm als Begünstigte genannte Dritte übernimmt“ 
(Pkt 5.3.). In weiterer Folge werden auch noch „Einheitliche 
Treuhandschaften“ definiert (Pkt 5.4., vgl auch 8.1.2.) und als 
zwei oder mehrere Treuhandaufträge bezeichnet, „zwischen de-
nen ein unmittelbarer Zusammenhang durch dasselbe Grundge-
schäft besteht. Ein derartiger unmittelbarer Zusammenhang ist 
auch dann anzunehmen, wenn damit die treuhändige Abwicklung 
der Finanzierung des Grundgeschäftes (vor allem in Form der An-
kaufsfinanzierung durch ein finanzierendes Kreditinstitut) über-
nommen wird“. Aus diesen Begriffsdefinitionen der Statuten er-
hellt, dass auch finanzierende Kreditinstitute „Treugeber“ von 
„Treuhandschaften“ sind, die über das eATHB abgewickelt wer-
den und somit geschützt sind. 

Diese Lage entsprach der hier vertretenen gesetzlichen Vor-
gabe. Im Jahr 2025 wurde allerdings in Pkt 10.2.1. der Passus 
eingefügt, dass finanzierende Kreditinstitute nur über ihre „aus-
drückliche schriftliche Anforderung“ vom Rechtsanwalt dem 
eATHB der RAK als finanzierendes Kreditinstitut zu melden 
sind. Nach einem ähnlichen Muster gehen die Treuhandbücher 
(THB) der RAK Burgenland (§ 3 Abs 4) und Vorarlberg (5.6.) 
vor: „Treugeber“ sind demnach zwar „sämtliche Auftraggeber 
des Rechtsanwalts“. Die Aufnahme in das Treuhandbuch setzt je-
doch auch hier ihre ausdrückliche schriftliche Anforderung vo-
raus. Das steht insofern in einem Spannungsverhältnis zur ge-
setzlichen Vorgabe, als abgesehen von den gesetzlich geregelten 
Ausnahmen keine Wahlmöglichkeit besteht, eine Treuhandschaft 
dem Statut zu unterstellen oder nicht: Liegen die Voraussetzun-
gen vor, ist sie aufzunehmen, eines expliziten Verlangens des 
Treugebers bedarf es nicht (vgl § 10 a Abs 2 RAO: „so ist die Treu-
handschaft jedenfalls über eine von der Rechtsanwaltskammer zu 
führende Treuhandeinrichtung abzuwickeln“).24 In Tirol (§ 3 
Abs 3 Treuhandbuchrichtlinie) sind demgegenüber ebenfalls 
sämtliche Auftraggeber des Rechtsanwalts als Treugeber defi-
niert, es gibt jedoch kein Erfordernis einer ausdrücklichen 
schriftlichen Anforderung wie im Burgenland, in Vorarlberg 
oder in Wien (vgl aber in Tirol § 4 Abs 2 Z 5). 

17 Urbanek, Treuhändige Abwicklung von Liegenschaftskaufverträgen 150. 
18 Siehe schon ErläutRV 483 BlgNR 24. GP 8: expliziter Verweis auf zivilrecht-

liche Regeln. 
19 Dass der Gesetzgeber vor allem Liegenschaftstransaktionen vor Augen hat, 

zeigt auch die Bezugnahme auf das BTVG in den Erläuterungen (ErläutRV 483 
BlgNR 24. GP 9). 

20 Siehe Gartner in Murko/Nunner-Krautgasser, Anwaltliches und notarielles 
Berufsrecht (2022) § 1 DSt Rz 63 ff. 

21 Für ein Anknüpfen am zivilrechtlichen Verständnis auch Mittendorfer/ 
Duursma in Murko/Nunner-Krautgasser, Anwaltliches und notarielles Be-
rufsrecht § 10 a Rz 2. 

22 ErläutRV 483 BlgNR 24. GP 9 f. 
23 Schließlich geht es bei § 23 Abs 6 RAO auch um die Stärkung des Vertrauens 

der Bevölkerung in die Rechtsanwaltschaft, vgl Rohregger in Engelhart/ 
Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO11 (2023) § 23 Rz 28; Spadinger, ÖJA 
2024, 92 (94). 

24 ErläutRV 19 BlgNR 27. GP 9; Vitek in Engelhart/Hoffmann/Lehner/Rohregger/ 
Vitek, RAO11 § 10 a Rz 13. 
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Die (gemeinsamen) Statuten der Elektronischen Treuhandbü-
cher (eTHB) Niederösterreich, Oberösterreich, Kärnten und 
Salzburg sowie das der Steiermark gehen den gegensätzlichen 
Weg: Es bestehen – bei entsprechendem schriftlichem „Wunsch“ 
– zwar Pflichten zur Information des Drittfinanzierers über die 
Aufnahme und Beendigung der Treuhandschaft sowie Einsichts-
rechte (Pkt 8.4, 9.1, 10.1 und 13.2 der gemeinsamen Statuten, 
inhaltlich gleichlautend in der Steiermark). Entgegen der hier 
vertretenen Auslegung haben Banken aber (bei inhaltlich ent-
sprechend abgeschlossenem Vertrag) keinen Versicherungs-
schutz, weil eine drittfinanzierende Person explizit „nicht Treu-
geber im Sinne des Statuts“ ist (Pkt 5.4., Steiermark: II.5.). Damit 
offenbart sich aus Sicht der finanzierenden Kreditinstitute in die-
sen Bundesländern eine erhebliche – der gesetzlichen Vorgabe 
widersprechende – Schutzlücke. Das systematische Ausblenden 
einer Treugebergruppe (finanzierende Banken) aus dem Versi-
cherungsschutz lässt sich mit § 23 Abs 6 RAO nicht vereinbaren. 

4. Abwicklungen außerhalb des Treuhandbuchs 
Finanzierenden Banken ist in Burgenland, Vorarlberg und Wien 
daher dringend anzuraten, ein entsprechendes schriftliches Ver-
langen zu stellen (Tirol: nicht hinauszuoptieren), um sich die 
Aufnahme in das Treuhandstatut und damit Versicherungs-
schutz zu sichern. In den anderen Bundesländern ist dies nicht 
möglich, womit dort – entgegen der gesetzlichen Vorgabe – keine 
Möglichkeit der finanzierenden Banken besteht, an Versiche-
rungsschutz zu gelangen. 

Wie ist aber mit Treuhandschaften von finanzierenden Ban-
ken umzugehen, bei denen es immer noch keine Notwendigkeit 
gibt oder früher keine gab, die Aufnahme im Treuhandbuch 
schriftlich anzufordern? 

Die Vertrauensschadenversicherung enthält typischerweise ei-
nen Risikoausschluss für „Treuhandschaften, die nicht iS des Sta-
tuts des Treuhandverbands der Rechtsanwaltskammer abgewickelt 
und einer Dispositionskontrolle durch eine Bank unterworfen wer-
den“.25 Damit sind gerade jene Treuhandschaften gemeint, die 
von vornherein nie gemeldet und nie über die Treuhandeinrich-
tung abgewickelt wurden. Der Risikoausschluss entspricht damit 
iW der gesetzlichen Einschränkung in § 23 Abs 6 RAO, weil ja 
auch hier, wie erwähnt, nur jene „Treuhandschaften [gemeint 
sind, die] über die von der Rechtsanwaltskammer zu führende 
Treuhandeinrichtung abgewickelt werden“. Erweckt daher der 
Rechtsanwalt gegenüber dem Treugeber vorab den Anschein, 
dass die Zahlung auf ein über das Treuhandbuch gemeldetes 
Konto erfolgt und entspricht dies nicht den Tatsachen, dann 
greift die Versicherung nicht. Der äußerst enge Anwendungsbe-
reich, den der OGH dem angesprochenen Risikoausschluss zuer-
kennt,26 ist nämlich gerade in dieser Konstellation erfüllt. 

Zu bedenken ist, dass Kaufverträge zwar treuhändig über das 
Treuhandbuch abgewickelt werden und die finanzierenden Ban-
ken jeweils auf die entsprechenden Anderkonten einzahlen. Oft 
hat die RAK allerdings keine detaillierten Informationen über die 
finanzierenden Banken (vgl § 5 Abs 10 Treuhandbuchrichtlinie 
Tirol). Werden der Kammer Meldungen gemacht und die Kauf-
verträge übermittelt, wird sich jedoch die Fremdfinanzierung als 
solche häufig aus den Verträgen ergeben. 

Eine Verwirklichung des Risikoausschlusses ist in solchen 
Fällen zu verneinen. Zunächst fällt auf, dass es sich bereits nach 
dem oben geschilderten Wortlaut um eine „nach der Treuhand-
einrichtung abgewickelte“ Treuhand handelt. Einheitliche Treu-
handschaften, die vorliegen, „wenn damit die treuhändige Ab-
wicklung der Finanzierung des Grundgeschäftes (vor allem in 

Form der Ankaufsfinanzierung durch ein finanzierendes Kreditin-
stitut) übernommen wird“, werden (im Fall der RAK Wien) in Pkt 
5.4. (sowie 8.1.2.) explizit angesprochen. Fällt der Verlust der Va-
luta unter die primäre Risikoumschreibung, weil die finanzieren-
de Bank als Treugeberin geschädigt wird, ist daher von ihrem 
Versicherungsschutz auszugehen. 

Dieses Ergebnis ist unabhängig von einem konkreten Wis-
sensstand der RAK – etwa über die jeweilige Bank – sachgerecht: 
Die Vertrauensschadenversicherung hat den Zweck, Treugeber 
vor den genannten Fehlleistungen des Treuhänders zu schützen. 
Der Risikoausschluss soll sicherstellen, dass nicht schlechthin je-
de Treuhandschaft eines Anwalts gedeckt ist, sondern gewisse 
formale Mindestvoraussetzungen eingehalten werden (Treu-
handeinrichtung, Dispositionskontrolle). Dadurch werden – 
nur – besonders riskante Treuhandschaften aus der Deckung ge-
nommen. Sobald eine Treuhandschaft aber formell dem Statut 
der RAK untersteht, ist es nur folgerichtig, dass alle sachlich 
als Vertrauensschaden einzuordnenden Verluste gedeckt sind.27 

Ob die Malversationen des Treuhänders Käufer, Verkäufer oder 
finanzierende Bank schädigen, ist von der konkreten „Masche“ 
abhängig, sachlich geht es allerdings stets um denselben Geldbe-
trag und einen bei einem Treugeber eintretenden Nachteil. 

Ob der RAK bei der Abwicklung der Treuhandschaft selbst 
Fehler unterlaufen sind, ist dabei nicht entscheidend. In seiner 
Leitentscheidung zur Treuhandeinrichtung der Kammer bejahte 
der OGH die primäre Umschreibung und verneinte den konkret 
in Frage stehenden Risikoausschluss explizit in einem Fall, in dem 
die RAK keine Möglichkeit hatte, den Fehler zu erkennen.28 Die 
Vertrauensschadenversicherung ist eben keine Haftpflichtversi-
cherung der Kammer, sondern sie soll die Treugeber vor Eigen-
schäden absichern. Ob und inwiefern die RAK Kenntnis der kon-
kreten Bank hatte, die eine Fremdfinanzierung vornahm, ist daher 
für den Versicherungsschutz nicht entscheidend. Relevant ist viel-
mehr, dass ein von Gesetz und Statut erfasster Treugeber durch 
eine versicherte Fehlleistung des Anwalts geschädigt wird. 

5. Auswirkung des Verhaltens der anderen Treugeber 
auf die Bank? 
Nach dem bisher Gesagten hat die Bank – abhängig vom Ver-
schuldensgrad des Rechtsanwalts – eine durch § 23 Abs 6 RAO 
und die auf dieser Basis abgeschlossene Vertrauensschadenver-
sicherung geschützte Rechtsposition. Damit stellt sich eine ab-
schließende deckungsrechtliche Frage, die man auf den ersten 
Blick nicht vermuten würde: Wirkt sich das Verhalten anderer 
Treugeber (Verkäufer/Käufer) negativ auf die deckungsrechtliche 
Rechtsposition der Bank aus? 

Um die Frage zu verstehen, muss man etwas ausholen: Die Ver-
trauensschadenversicherung ist keine Haftpflichtversicherung, 
weil ja der Schadenersatzanspruch gegen die schädigenden Anwäl-
te nicht versicherbar wäre (§ 152 VersVG). Vielmehr handelt es 
sich um eine Eigenschadenversicherung, die das Interesse der po-
tenziell geschädigten Treugeber absichert.29 Zugleich ist im Rah-
men der Treuhandabwicklung aber nicht nur die Bank gegen die 
Malversationen des Anwalts geschützt. Auch Verkäufer und Käu-
fer sind im Schutzbereich, alle Geschädigten sind also versichert. 

25 OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h Rz 14. 
26 OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h Rz 57 ff. 
27 Siehe auch Breinbauer in Murko/Nunner-Krautgasser, Anwaltliches und no-

tarielles Berufsrecht § 23 Rz 24. 
28 OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h Rz 58. 
29 Ausf dazu Spadinger, ÖJA 2024, 92 (95 ff). 
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Bei einer Schadensversicherung kommt nun § 61 VersVG zur 
Anwendung, der die grob fahrlässige und vorsätzliche Herbei-
führung des Versicherungsfalls vom Versicherungsschutz aus-
schließt. Nach § 78 VersVG könnte zu fragen sein, ob auch das 
Verhalten eines Versicherten dem anderen schadet. 

Die Frage ist allerdings zu verneinen: Der deckungsrechtliche 
Schutz geht – selbstverständlich – nicht verloren. Auf Seiten der 
Parteien des Grundgeschäfts, von denen die Malversationen aus-
gehen, kann zwar eine vorsätzliche Herbeiführung des Schadens- 
und Versicherungsfalls anzunehmen sein. Auf die Bank wirkt 
sich der damit verwirklichte Risikoausschluss allerdings auf-
grund des herrschenden Trennungsgrundsatzes bei Versicher-
tenmehrheiten nicht aus.30 Dies wird sich auch aus einer (ergän-
zenden) Vertragsauslegung unzweifelhaft ableiten lassen. 

6. Information über den Versicherungsschutz 
Da die Treugeber zwar durch die Versicherung geschützt, aber 
nicht selbst Vertragspartner des Versicherers sind, fragt sich au-
ßerdem, inwiefern Informationen über den Versicherungsschutz 
verlangt werden können. Treugeber haben nach § 23 Abs 6 RAO 
Anspruch auf Information darüber, „in welcher Weise dafür [ie 
für den Treuhanderlag] Versicherungsschutz besteht“. 

Geschädigte Banken können daher vollständige Information 
über die Teile des Bedingungswerks verlangen, die eine verläss-
liche Beurteilung des Versicherungsschutzes ermöglichen. Die 
Herausgabe der Bedingungen selbst oder eine Einsicht muss nicht 
gewährt werden.31 Öffentlich verfügbare „Informationsblätter“ 
reichen aber nicht aus, wenn sie schon ganz grundsätzlich keinen 
Anspruch darauf erheben, vollständig und korrekt zu sein.32 

Anspruch auf Herausgabe der Versicherungsbedingungen ha-
ben diejenigen Anwälte, die als Mitglieder der RAK in den 
Schutzbereich der Versicherung fallen. Die Versicherung soll ge-
gen deren Veruntreuungen absichern,33 worüber die Anwälte ge-
genüber ihren Klienten zur Information nach allgemeinen Re-
geln verpflichtet sind. Hat ein Treugeber nämlich einen An-
spruch auf Auskunft gegen die RAK, steht ein solcher umso mehr 
gegenüber dem Anwalt zu, mit dem er einen Mandatsvertrag hat. 
Eine solche Information lässt sich aber vom Anwalt selbstver-
ständlich nur dann verlässlich erteilen, wenn er selbst über das 
Versicherungsprodukt Bescheid weiß. 

Aus den genannten Gründen bestehen bereits auf dieser Basis 
Ansprüche auf Herausgabe der Versicherungsbedingungen. 
Rechte aus dem Informationsfreiheitsgesetz, das auf die Kam-
mern anwendbar ist (vgl § 1 Z 3 IFG) und weitgehende Aus-
kunftspflichten gewährt (vgl § 2 Abs 2 IFG), müssen daher gar 
nicht bemüht werden. 

C. Abwicklung der Vertrauensschadenversicherung 

Ist ein Treugeber nun durch ein Fehlverhalten geschädigt, bedarf 
es nach den gängigen Versicherungsbedingungen zunächst der 
Fassung eines Beschlusses durch die Kammer, mit der ein Ver-
trauensschaden festgestellt wird, sonst ist der „Versicherungsfall“ 
nicht eingetreten.34 Die folgenden Ausführungen untersuchen 
den Anspruch der geschädigten Treugeber auf Fassung dieses Be-
schlusses. 

1. Hoheits- oder Privatwirtschaftsverwaltung? 
Zunächst ist fraglich, ob die RAK bei der Abwicklung der Ver-
trauensschadenversicherung nach § 23 Abs 6 RAO hoheitlich tä-
tig werden. Das OLG Wien35 hat diese Frage jüngst – entgegen 
dem Erstgericht – in einem Verfahren, in dem keine Bank, son-

dern ein Liegenschaftskäufer geschädigt war, bejaht. Dabei 
sprach es aus, dass die RAK Wien „bei der Abwicklung der von 
dieser gedeckten Fälle, wozu ([. . .] durch vertragliche Vereinbarung 
zwischen ihr und dem Versicherer) auch die hier verlangte Be-
schlussfassung gehört, im gesetzlichen Auftrag, daher in Vollzie-
hung der Gesetze oder in Hoheitsverwaltung tätig“ wird. 

Diese Einordnung ist uE nicht korrekt: Zwar nehmen auch 
RAK als Selbstverwaltungskörper des öffentlichen Rechts staat-
liche Aufgaben wahr und können dabei mit hoheitlichen Befug-
nissen ausgestattet sein (dazu noch unter D.).36 Ob eine bestimm-
te Tätigkeit der Hoheits- oder doch der Privatwirtschaftsverwal-
tung zuzuordnen ist, muss außerdem stets im Einzelfall geprüft 
werden.37 Was sollte die Fassung eines Beschlusses über den Ein-
tritt eines Versicherungsfalls in der Privatversicherung allerdings 
sonst sein außer Privatwirtschaftsverwaltung? 

Das erste Argument für die Einordnung von Abschluss und 
„Durchführung“ der Vertrauensschadenversicherung als Teil der 
privatwirtschaftlichen Tätigkeit der Kammer liefert der Gesetzge-
ber selbst, indem er in § 23 Abs 6 RAO vorsieht, dass „die Rechts-
anwaltskammer eine Versicherung zur Sicherung der Rechte der 
Treugeber am Treuhanderlag abzuschließen“ hat. Damit soll eine 
Lücke in der Berufshaftpflichtversicherung geschlossen werden,38 

die bei Vorsatz des Anwalts nicht leistungspflichtig wird (§ 152 
VersVG). Der Gesetzgeber verpflichtet die RAK nicht nur zur Vor-
sorge eines Schutzes der Treugeber, er legt auch bereits das rechts-
technische Mittel zu seiner Verwirklichung fest:39 Die Kammern 
haben – im Interesse der Treugeber40 – einen privatrechtlichen 
(Versicherungs-)Vertrag abzuschließen, sich also eines Mittels 
zu bedienen, das auch Privaten zusteht. In einem solchen Fall – 
also wenn die Kammer den Vertrag abschließt – geht die einhel-
lige Auffassung von Privatwirtschaftsverwaltung aus.41 

30 Zur identen Frage der Einzel- oder Gesamtwirkung von subjektiven Risi-
koausschlüssen in der D&O-Versicherung Looschelders, Der Risikoausschluss 
bei vorsätzlicher oder wissentlicher Pflichtverletzung – Auswirkungen auf die 
Rechtsstellung der VN und anderer Versicherter, VersR 2018, 1413 mwN; 
Langheid in Langheid/Rixecker, VVG7 (2022) § 103 Rz 14; LG Berlin 7 O 395/11 
BeckRS 2012, 219298. Allgemein zur kombinierten Eigen- und Fremdversi-
cherung Kraus, Versicherung für fremde Rechnung (2017) 98 mwN. 

31 ErläutRV 483 BlgNR 24. GP 10. Diese Einschränkung bezieht sich allerdings 
nicht auf die Beurteilung des Versicherungsschutzes, sondern etwa die 
Prämie und sonstige Umstände, die nicht unmittelbar deckungsrelevant 
sind. 

32 Vgl FN 1 des Informationsblatts der RAK Wien: „Die Rechtsanwaltskammer 
Wien schließt jede Haftung für die Vollständigkeit der Wiedergabe der Versi-
cherungsbedingungen aus. Die Wiedergabe der auszugsweisen Bedingungen 
dient ausschließlich der grundsätzlichen Information der Treuhandparteien.“ 
Siehe auch Seite 2, wo davon gesprochen wird, dass gewisse Schäden „ua“ 
nicht ersetzt werden. In Informationsblättern in anderen Bundesländern 
heißt es überhaupt, dass der Versicherungsschutz „den in der jeweiligen 
Polizzenfassung dargestellten, insbesondere persönlichen, zeitlichen und 
räumlichen Beschränkungen“ unterliege. 

33 Siehe nur Perner, Privatversicherungsrecht2 Rz 7.96. 
34 Siehe Spadinger, ÖJA 2024, 92 (98 ff). 
35 OLG Wien 26. 8. 2025, 11 R 69/25 k (Seite 24). Die Verfasser wurden auf die 

(unveröffentlichte) Entscheidung von einem dortigen Parteienvertreter auf-
merksam gemacht. 

36 Vgl OGH 30. 9. 2002, 1 Ob 318/01 y. 
37 RIS-Justiz RS0050000. 
38 Das erkennt auch das OLG Wien 26. 8. 2025, 11 R 69/25 k (Seite 17). 
39 Durch die Festlegung des rechtstechnischen Mittels bestimmt der Gesetz-

geber, ob eine Handlung in Hoheits- oder Privatwirtschaftsverwaltung zu 
setzen ist: Wagner in Klang3 (2023) § 1 AHG Rz 160; RIS-Justiz RS0049882; s 
auch schon VfGH 18. 10. 1957, KI-1/57; zur entscheidenden Maßgeblichkeit 
der Rechtsform des Verwaltungshandelns auch Muzak, B-VG6 (2020) Art 17 
Rz 3 mwN; Grabenwarter/Frank, B-VG2 (2025) Art 17 Rz 2. 

40 So auch das OLG Wien 26. 8. 2025, 11 R 69/25 k (Seite 21). 
41 Mader in Schwimann/Kodek, ABGB Praxiskommentar XI5 (2022) § 1 AHG 

Rz 26; Wagner in Klang3 § 1 AHG Rz 150, 179; OGH 14. 7. 1986, 1 Ob 11/86; 
20. 11. 1991, 1 Ob 28/91; RIS-Justiz RS0049737. 
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Teil der Privatwirtschaftsverwaltung ist nicht nur der Ver-
tragsabschluss selbst, sondern auch die Durchführung oder Um-
setzung der darin enthaltenen Vertragsklauseln. Ein einmal ab-
geschlossener privatrechtlicher Vertrag kann einer öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft schließlich bloß private, keinesfalls aber 
hoheitliche Rechte einräumen. Letztere könnten mit Blick auf das 
Legalitätsprinzip des Art 18 B-VG nur durch den Gesetzgeber 
selbst vorgesehen werden.42 

Die Befugnis der Kammern zur beschlussmäßigen Feststel-
lung des Vertrauensschadens im Rahmen der Vertrauensscha-
denversicherung ist allerdings gerade nicht gesetzlich vorgege-
ben, sondern beruht lediglich auf einer zwischen RAK und Ver-
sicherer privatautonom getroffenen Vereinbarung.43 Wie bei 
Pflichtversicherungen allgemein üblich, überlässt der Gesetzge-
ber die nähere Ausgestaltung der nach § 23 Abs 6 RAO abzu-
schließenden Vertrauensschadenversicherung eben den Ver-
tragsparteien (vgl § 27 Abs 1 lit g RAO). Die Versicherungsbe-
dingungen könnten daher auch Abweichendes vorsehen und auf 
einen Beschluss der Kammern verzichten. 

Mangels gesetzlicher Grundlage kann die vertraglich veran-
kerte Beschlussfassung der RAK also nicht mit der Verschaffung 
staatlicher Gewalt einhergehen, womit es am Wesensmerkmal 
der Hoheitsverwaltung mangelt.44 Auch dieser Willensbildungs-
akt im Rahmen der Durchführung der Vertrauensschadenversi-
cherung ist dementsprechend der privatwirtschaftlichen Vollzie-
hung der Kammer zuzuordnen. Das hätte das OLG Wien auf 
Basis der eigenen Begründung eigentlich selbst aussprechen 
müssen, weil es sieht, dass die Beschlussfassung gemessen an ty-
pischen Ausgestaltungen der Schadensversicherung „schon an 
sich ungewöhnlich“ und daher durch die Versicherungsbedingun-
gen – nicht durch das Gesetz – vorgegeben ist.45 

Resümierend kann also festgehalten werden, dass die in den 
Vertrauensschadenversicherungen typischerweise vorgesehene 
beschlussmäßige Feststellung des Vertrauensschadens durch die 
RAK entsprechend dem gesetzlichen Auftrag in § 23 Abs 6 RAO 
keine hoheitliche Tätigkeit, sondern Abwicklung eines privat-
rechtlichen Versicherungsfalls ist. 

Anderes ergibt sich entgegen dem OLG Wien auch nicht aus 
der E OGH 1 Ob 137/20 h.46 Das OLG beruft sich auf eine Aus-
sage, die der OGH in der referierten Entscheidung in dieser 
Form nicht getroffen hat. In der zitierten Rz 51 des höchstge-
richtlichen Urteils sagt der OGH nämlich nicht, dass die Kam-
mer „in Vollziehung der Gesetze oder in Hoheitsverwaltung“ tä-
tig wäre. Der OGH spricht ausschließlich davon, dass es einen 
„Auftrag des Gesetzes, eine Versicherung abzuschließen“, gibt. Dass 
dieser gesetzliche Auftrag zu privatrechtlichem Handeln nicht 
gleichbedeutend ist mit einer gesetzlichen Anordnung einer Ho-
heitsverwaltung, wurde oben dargelegt. 

Damit bleibt noch ein Hinweis, den das OLG Wien gibt: Der 
OGH habe in 1 Ob 137/20 h einen Amtshaftungsanspruch ge-
prüft, was sich daraus ableiten lasse, dass die Haftung der Kammer 
für die Verweigerung der Beschlussfassung nicht auf eine objektiv 
unrichtige, sondern auf eine unvertretbare Rechtsansicht gestützt 
wurde.47 Tatsächlich erging die genannte OGH-Entscheidung im 
Zusammenhang mit einer Vertrauensschadenversicherung nach 
§ 23 Abs 6 RAO in einem als Amtshaftungsverfahren geführten 
Prozess.48 Daraus ist allerdings für die Rechtsnatur der (unterblie-
benen) Beschlussfassung der Kammer nichts abzuleiten. Im ge-
nannten Verfahren war nämlich über einen Schadenersatzan-
spruch der (nach ABGB und AHG gleichermaßen zu belangen-
den) RAK abzusprechen, der auf mehrere Pflichtverletzungen ge-
stützt war und nicht allein auf die unterlassene Beschlussfassung. 

Das Hauptvorbringen bezog sich auf Verstöße wegen unzurei-
chender Kontrolle der Treuhandschaft durch die nach §§ 10 a, 
23 Abs 6 RAO zu errichtende Treuhandeinrichtung (vgl Rz 39), 
bei der für die Frage nach der Klassifizierung als hoheitliche Tä-
tigkeit allerdings ganz andere Gesichtspunkte eine Rolle spielen.49 

Dass die Einrichtung eines Treuhandbuchs, seine Führung und 
Kontrolle durch die Kammer hoheitlicher Natur sind, ist nicht 
mit der Frage gleichzusetzen, wie der Abschluss und die Durch-
führung einer privatrechtlichen Vertrauensschadenversicherung 
im Interesse der Treugeber einzuordnen ist. 

Der OGH selbst hat sich in der Entscheidung zur Abgrenzung 
zwischen Privatwirtschafts- und Hoheitsverwaltung allerdings 
nicht geäußert, sie spielte für seine Begründung schlicht keine 
Rolle. Dass er von einer „unvertretbaren“ Rechtsansicht sprach, 
hat einen anderen Hintergrund. Die Formulierung lag bei der 
Einordnung eines – behaupteten – Fehlverhaltens von (der Kam-
mer zurechenbaren) Rechtsanwälten als Kammerorganen bei der 
Auslegung von Versicherungsbedingungen (vgl Rz 29) nahe. 

Schließlich bleibt noch ein letzter Gesichtspunkt: Nach den 
gängigen Vertragswerken kommt den Versicherern das Recht 
zu, die Beschlussfassung der Kammer binnen einer bestimmten 
Widerspruchsfrist zu beeinspruchen und damit ein Schlichtungs-
verfahren einzuleiten.50 Dabei handelt es sich – je nach konkreter 
Ausgestaltung – um ein Schieds- (§§ 577 ff ZPO) oder ein Schieds-
gutachterverfahren (§§ 64 ff VersVG),51 jedenfalls aber um einen 
Streitbeilegungsmechanismus zur Klärung privatrechtlicher Strei-
tigkeiten. Ein Hoheitsakt kann demgegenüber naturgemäß kein 
Gegenstand derartiger Schlichtungsverfahren sein.52 

Damit schließt sich der Kreis: Es muss nämlich davon ausge-
gangen werden, dass die RAK den gesetzlichen Auftrag in § 23 
Abs 6 RAO richtigerweise iS einer privatwirtschaftlichen Vollzie-
hung (= Abschluss eines Versicherungsvertrags) verstanden und 
diese daher nicht ohne Grund gewählt haben. 

2. Anspruch des versicherten Treugebers auf 
Beschlussfassung durch die Kammer 
Die folgenden Ausführungen basieren damit auf der Auffassung, 
dass es bei der Abwicklung der Vertrauensschadenversicherung 
um Privatwirtschaftsverwaltung geht. Sollte die Kammer eine 

42 Vgl Grabenwarter/Frank, B-VG2 Art 18 Rz 3. 
43 Insofern ähnlich liegen die gängigen Klauseln in der Berufshaftpflichtversi-

cherung der Rechtsanwälte (vgl OGH 19. 2. 2020, 7 Ob 161/19 f ZVers 2020, 
160 [Wilhelmer] und 27. 1. 2021, 7 Ob 148/20 w), wonach „im Zweifel eine 
Entscheidung der zuständigen Rechtsanwaltskammer verbindlich“ ist, wenn 
strittig ist, ob „eine einem Haftpflichtanspruch zugrunde liegende Tätigkeit 
unter das versicherte Risiko fällt“. Hier ist – zu Recht – noch niemand auf die 
Idee gekommen, von hoheitlicher Tätigkeit der Kammer bei Abwicklung ei-
nes privatrechtlichen Versicherungsvertrags zu sprechen. 

44 RIS-Justiz RS0050046. 
45 OLG Wien 26. 8. 2025, 11 R 69/25 k (Seite 22). 
46 OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h. 
47 OLG Wien 26. 8. 2025, 11 R 69/25 k (Seite 25). 
48 Vgl OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h Rz 21, 43. 
49 Beurteilt man die Errichtung der Treuhandeinrichtung sowie die Ausübung 

der damit einhergehenden Kontrollbefugnisse als Tätigkeit der Hoheitsver-
waltung, liegt es mit Blick auf die Rsp des OGH nahe, den gesamten Scha-
denersatzprozess, in dem auch andere Pflichtverletzungen beurteilt wurden, 
einheitlich zu führen (s etwa RIS-Justiz RS0050160, wonach die „amtshaf-
tungsrechtliche Tangente“ jenen Merkmalen, die einen Schadenersatzan-
spruch nach allgemeinen Regeln zur Folge hätte, als speziellere Regelung 
vorgeht). 

50 Spadinger, ÖJA 2024, 92 (99 f). 
51 Siehe vorherige FN. 
52 Vgl etwa § 581 ZPO, wonach nur „Rechtsstreitigkeiten“ schiedsfähig sind, 

weshalb die Unzulässigkeit des Rechtswegs auch die Unzulässigkeit des 
Schiedsverfahrens zur Folge hat (Hausmaninger in Fasching/Konecny, ZPO 
IV/23 [2016] § 581 ZPO Rz 39). 
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§ 23 Abs 6 RAO genügende Versicherung abgeschlossen haben 
und die Vertrauensschadenversicherung das Risiko grundsätz-
lich decken, richtet sich der Blick auf die Beschlussfassung. 

Die Versicherungsfalldefinition legt der RAK als Versiche-
rungsnehmerin nämlich besondere Pflichten auf. So ist der Ein-
tritt des Versicherungsfalls (die Fälligkeit der Versicherungsleis-
tung) idR davon abhängig, dass die Kammer einen Beschluss 
fasst, in dem sie (iW) die Risikoverwirklichung und die Höhe 
des Schadens feststellt.53 Ohne diese Beschlussfassung kommt 
es zu keiner Leistung des Versicherers, weshalb die Durchsetzung 
der versicherten Interessen vom Tätigwerden der Kammer ab-
hängig ist. Da die Vertrauensschadenversicherung eine Versiche-
rung für fremde Rechnung ist, besteht zwischen der Kammer als 
VN und dem Treugeber als Versicherten ein Treuhandverhältnis, 
das die Kammer dazu verpflichtet, den erforderlichen Beschluss 
zu fassen, sobald hinreichende Indizien für die Verwirklichung 
des versicherten Risikos vorliegen und der Schaden der Höhe 
nach ungefähr abschätzbar ist.54 Zusammengefasst genügt es, 
dass für den Treugeber eine realistische Chance besteht, Deckung 
aus der Vertrauensschadenversicherung zu erlangen.55 Die Zuer-
kennung eines solchen auf die Beschlussfassung gerichteten An-
spruchs ist eine Notwendigkeit, um der Versichertenstellung so-
wie dem durch § 23 Abs 6 RAO bezweckten Geschädigtenschutz 
zum Durchbruch zu verhelfen. Geschädigte Treugeber hätten an-
dernfalls aufgrund der ungewöhnlichen Bedingungsgestaltung 
kein Mittel zur wirksamen Rechtsdurchsetzung. 

Die gemeinsamen Statuten Nieder- und Oberösterreichs, 
Kärntens und von Salzburg (Pkt 18.) sowie das der Steiermark 
(VI.2.) und Vorarlberg (Pkt 20.) sehen vor, dass weder dem Ge-
schädigten noch dem versicherten Rechtsanwalt ein Anspruch auf 
Versicherungsleistung aus der Vertrauensschadenversicherung 
zustehe (Satz 1). Über die Zuerkennung eines Betrags aus dieser 
Versicherung entscheide der Ausschuss der RAK, der berechtigt 
sei, bei dieser Entscheidung auf die Begrenzung der Versiche-
rungssumme und mögliche weitere Schadensfälle angemessen Be-
dacht zu nehmen, mit Beschluss (Satz 2). Diese Einschränkungen 
können sich bei gebotenem gesetzeskonformem Verständnis nur 
darauf beziehen, dass ausschließlich die Kammer als Versiche-
rungsnehmerin einen direkten Anspruch gegen den Versicherer 
hat (Satz 1), während Satz 2 die Verteilung der Versicherungs-
summe auf die Treugeber im Fall des Deckungskonkurses betrifft. 
Dass ein geschädigter Treugeber gegen die Kammer keinen An-
spruch darauf haben soll, dass ein entsprechender Beschluss ge-
fasst wird, der die Abwicklung des Versicherungsfalls ermöglicht, 
ist den Vorschriften hingegen nicht zu entnehmen. 

Versicherte Treugeber können einen Anspruch auf 
Auslösung oder Feststellung des Versicherungsfalls 
gegen die RAK haben. 

3. Versicherte Schädigungshandlungen durch den 
Treuhänder 
Ungeachtet der Beschlussfassung durch die Kammer ist der Ver-
sicherer freilich nur leistungspflichtig, wenn sich das versicherte 
Risiko auch tatsächlich verwirklicht hat. Entscheidend dafür ist 
vor allem die Einordnung des Verhaltens und Vorsatzes des Treu-
händers; die Versicherung deckt immerhin nur Schäden auf-
grund von vorsätzlich unerlaubten Verfügungen.56 Damit wird 
im Lichte der bereits erwähnten komplementären Ergänzung 
zur Berufshaftpflichtversicherung ein auf den Schadenseintritt 
bezogener Vorsatz gemeint sein.57 Für einen solchen Vorsatz ge-
nügt – wie auch bei § 152 VersVG58 – dolus eventualis. 

Ob der Vorsatz im Zeitpunkt der Verfügung über den Treu-
handerlag konkret tatsächlich vorlag, ist eine Tatfrage. Um ein 
Missverständnis zu vermeiden: Werden Auszahlungen bewirkt, 
bevor die Banken im Grundbuch die ihnen ursprünglich zugesagte 
Sicherstellung hatten, ist bereits dieses Fehlen der Absicherung als 
zivilrechtlicher Schaden zu qualifizieren. Die Gefahr des Verlustes 
des Geldes ist außerdem mit Händen zu greifen. All dies spricht 
dann sehr für das Vorliegen von zumindest dolus eventualis. 

Zusätzlich werden typischerweise auch wissentliche Pflicht-
verletzungen durch Vertrauensschadenversicherungen gedeckt. 
Hier muss sich der Vorsatz zwar nur auf den Verstoß gegen die 
Vorschrift beziehen, allerdings in Form des strengeren dolus di-
rectus; die Pflichtverletzung muss dem Rechtsanwalt also be-
wusst sein.59 Als Pflichtverletzung kommt bei Schädigung einer 
Treugeber-Bank neben der Verletzung des Treuhandauftrags 
auch die Verletzung des Pkt 5 Allgemeine Bedingungen für die 
treuhändige Abwicklung von Immobilientransaktionen (Anhang 
zu § 43 Abs 5 RL-BA) in Betracht, wonach der Treuhänder nach 
jeder Buchung die Weiterleitung eines Zweitauszugs an das auf-
traggebende Kreditinstitut zu veranlassen hat. 

Oftmals wird im Rahmen eines Strafverfahrens gegen den 
Anwalt über Umstände abgesprochen, die für die Vertrauens-
schadenversicherung relevant sein können. Das betrifft etwa 
den Schädigungsvorsatz im Rahmen der durch das Strafgericht 
vorzunehmenden Prüfung. Es stellt sich daher die Frage, inwie-
weit der Ausgang des Verfahrens für die Versicherungsdeckung 
relevant sein kann. Eine Bindung besteht allerdings jedenfalls 
nicht: Obwohl der OGH eine Bindungswirkung eines verurtei-
lenden strafrechtlichen Erkenntnisses in Bezug auf den Verurteil-
ten „in seinem Rechtskreis“ annimmt,60 lehnt er dies in Bezug auf 
den Haftpflichtversicherer ab, weil diesem im Strafprozess kein 
hinreichendes Gehör zukommt.61 Noch offensichtlicher ist dies 
bei der Vertrauensschadenversicherung, zumal hier ja weder 
dem Versicherer noch den Geschädigten die Rolle des im Ver-
fahren vollständig beteiligten Verurteilten zukommt. 

D. Haftung der Kammer? 

Die Untersuchung richtet den Blick nun auf mögliche Pflichtver-
letzungen der Kammer im Zusammenhang mit der Gestaltung 
und Abwicklung des Treuhandstatuts und des (allenfalls entgan-
genen) Versicherungsschutzes der Treugeber-Banken. Zwar be-
gründen die in der RAO vorgesehenen Aufgaben der Kammer 
nach der Vorstellung des Gesetzgebers grundsätzlich keine Rech-
te Dritter (= andere Personen als Kammermitglieder).62 Dies 
kann allerdings nicht für jene Aufgaben im Zusammenhang 
mit der Treuhandeinrichtung, die gerade dem Klientenschutz 
dienen, gelten.63 Aus der Verletzung der Aufsichtspflichten gem 
§§ 10 a, 23 Abs 6 RAO (D.1.) ließen sich dem Grunde nach also 

53 Ausf dazu Spadinger, ÖJA 2024, 92 (100 f). 
54 Spadinger, ÖJA 2024, 92 (101). 
55 Siehe vorige FN; vgl auch OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h Rz 64. 
56 Vgl schon die GMat: ErläutRV 483 BlgNR 24. GP 9 f. 
57 Vgl Reisinger in Fenyves/Perner/Riedler, VersVG (5. Lfg 2020) § 152 Rz 4. 
58 Schauer, Versicherungsvertragsrecht3 396 mwN. 
59 Wiederum komplementär zur Berufshaftpflichtversicherung, s Wilhelmer, 

Berufshaftpflichtversicherung Rz 3331 f, 3336. 
60 Grundlegend OGH 1 Ob 612/95 ecolex 1995, 790 (Oberhammer); RIS-Justiz 

RS0074219; RS0112232. 
61 StRsp, s RIS-Justiz RS0097968; explizit zur Berufshaftpflichtversicherung ei-

nes Rechtsanwalts s zB OGH 19. 2. 2020, 7 Ob 161/19 f. 
62 ErläutRV 483 BlgNR 24. GP 4. 
63 In diese Richtung auch OGH 1 Ob 165/22 d EvBl 2023/269 (Geroldinger). 
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ebenso Schadenersatzpflichten ableiten wie aus dem unzurei-
chenden Abschluss einer Vertrauensschadenversicherung (D.2.). 

1. Aufsichtspflichtverletzung bei der Abwicklung? 
Für die Beurteilung konkreter Aufsichtspflichtverletzungen ist 
nun zunächst wichtig, ob und inwieweit die RAK die Interessen 
der finanzierenden Bank am Treuhanderlag schützen muss. Mit 
Blick auf die in §§ 10 a, 23 Abs 6 RAO angelegten Vorgaben ist 
dies im Grundsatz zu bejahen. Dass auch Banken Treugeber im 
Lichte der genannten Bestimmungen sind, wurde bereits weiter 
oben näher dargelegt. 

Die tatsächliche Kontrolle der Zahlungsabläufe durch die 
Kammer wird freilich nur sehr eingeschränkt vollzogen. Diese 
Beobachtung beschränkt sich nicht auf die Position der finanzie-
renden Treugeberbanken. Die Kammer Wien gleicht etwa ganz 
generell iW nur die Richtigkeit der Zahlungsdaten (= Überein-
stimmung des Empfängerkontos mit den in der Kammermel-
dung angegebenen Kontodaten des Begünstigten) ab.64 Stimmen 
diese Daten nicht überein, wird die Durchführung des Zahlungs-
auftrags bereits auf technischem Wege verhindert.65 Ebenso wer-
den Barauszahlungen (technisch) verunmöglicht. Abgesehen von 
dieser laufenden „Dispositionskontrolle“ hat die Kammer erst im 
Falle des Verdachts von Unregelmäßigkeiten oder einlangender 
Beschwerden (13.4. Wien; Pkt 14. Niederösterreich, Oberöster-
reich, Kärnten, Salzburg; § 9 Burgenland; § 8 Tirol; § 18 Vorarl-
berg; IV.5. und 6. Steiermark) weitere Schritte – eine Aufforde-
rung des Rechtsanwalts zur Äußerung oder eine Kanzleinach-
schau – vorzunehmen. 

Weitergehende Aufsichtspflichten durch die Kammer beste-
hen nicht und sind nach der Leitentscheidung des OGH auch 
nicht gem § 23 Abs 6 iVm § 10 a RAO geboten.66 Insb obliegt 
es der Kammer also nicht, „die Einhaltung der sich aus dem Auf-
trag ergebenden Auszahlungsbedingungen zu überwachen“.67 

Dementsprechend kann etwa auch eine nachträglich erfolgte Ab-
bedingung des BTVG-Ratenplans als solche nicht als Unregelmä-
ßigkeit gewertet werden, die von der Kammer erkannt werden 
müsste: Ist eine Überwachung der Auszahlungsbedingungen 
überhaupt nicht vorgesehen, dann kann der RAK auch keine Än-
derung dieser Bedingungen als problematisch auffallen. 

Die enge Auslegung der Überwachungspflichten der Kammer 
durch den OGH wird auch vom Gedanken getragen, dass lü-
ckenloser Rechtsschutz durch ein praktikables Kontrollsystem 
ohnehin nicht möglich ist und der (wirtschaftliche) Aufwand da-
her nicht überspannt werden soll.68 Im Lichte der Judikatur des 
OGH dürfte es auch eher weit gegriffen sein, der Kammer vor-
zuwerfen, nicht zu erkennen, dass die Übernahme von Verpflich-
tungen unrealistisch ist. Nach dem OGH dürfen die Sorgfalts-
pflichten eben nicht überspannt werden und der einzelne Treu-
handauftrag ist auch inhaltlich nicht näher zu überprüfen. Die 
RAK ist zusammengefasst hinsichtlich der bei ihr geführten 
Treuhandschaften Aufsichtsorgan und nicht Abwicklerin. Die 
letztgenannte Funktion liegt beim anwaltlichen Treuhänder. 

2. Systemmängel des Treuhandbuchs? 
Aus dem bisher Gesagten folgt allerdings noch nicht, dass eine 
Haftung der Anwaltskammern in allen Fällen ausscheidet. In sei-
ner referierten Leitentscheidung hatte der OGH eine Veruntreu-
ung zu beurteilen, bei der „ein ‚materiell‘ unrichtiges, aber vom 
Treugeber als sein Empfängerkonto bestätigtes Konto angegeben“69 

wurde. Das angegebene Konto war ein Anderkonto des veruntreu-
enden Anwalts statt des so bezeichneten Bauträgerkontos. Dass 
ein System, „bei dem die Sorgfaltspflichten und der betriebene 

[wirtschaftliche] Aufwand nicht überspannt werden“,70 solche Mal-
versationen nicht vermeiden kann, liegt nahe. Eine Haftung muss-
te unzweifelhaft ausscheiden. Genauso unzweifelhaft ist aber da-
raus für das vorliegende Problem nichts Endgültiges abzuleiten. 

Das hier zu untersuchende Problem unterscheidet sich aber 
von jenem, das der OGH zum Anlass genommen hat, um allge-
meine Aussagen über die Treuhandeinrichtung der Kammern zu 
treffen. Es geht anders als in der Entscheidung nicht um die kon-
krete Kontrolle von Treuhandabwicklungen, sondern um die vor-
gelagerte Frage, ob das systematische Ausschließen von Banken 
aus dem Statut im Einklang mit den Vorgaben der RAO steht. 

Ist ein Treuhandbuch tatsächlich so konzipiert, dass eine in die 
Treuhandschaft involvierte Bank keine Möglichkeit hat, in den 
Bereich des Versicherungsschutzes zu gelangen, so wird die Bank 
zur Treugeberin zweiter Klasse. Das ist nicht mit dem gesetzli-
chen Konzept in Einklang zu bringen. Das nach § 23 Abs 6 RAO 
Gebotene wurde weiter oben bereits ausführlich erörtert (B.): 
Nach den gesetzlichen Vorgaben sind auch die Banken in den 
Schutzbereich der Vertrauensschadenversicherung einzubezie-
hen. Sollte sich dies in der Polizze nicht widerspiegeln, ist dies 
nicht im Einklang mit den gesetzgeberischen Vorgaben. 

Wird die jeweilige Vertrauensschadenversicherung diesem 
Schutzstandard nicht gerecht, kommt eine Verantwortlichkeit 
der Kammer wegen Verletzung des § 23 Abs 6 RAO, der als 
Schutzgesetz (§ 1311 ABGB) zugunsten der Treugeber anzuse-
hen ist, in Betracht.71 Der Kammer wird eine konkrete Verhal-
tenspflicht72 auferlegt (Abschluss einer Vertrauensschadenversi-
cherung), die dem Schutz der Treugeber vor der Verletzung ihrer 
Rechtsgüter dient.73 Vom Schutzzweck sind gerade bloße Vermö-
gensschäden erfasst.74 

Ob dieser Schadenersatzanspruch dem AHG oder dem ABGB 
unterliegt, hängt davon ab, ob man den Schwerpunkt der Pflicht-
verletzung bei der (hoheitlichen) Gestaltung des Treuhandstatuts 
oder beim (privatrechtlichen) Abschluss des Versicherungsver-
trags verortet. Die Unterscheidung relativiert sich (nur) an dieser 
Stelle aber insofern, als die Kammer in beiden Fällen die im Scha-
denersatzprozess Beklagte ist. 

Darüber hinaus stellt sich auch die Frage, ob eine Haftung für 
die im Informationsblatt geführten Bedingungen wegen Schaf-
fung einer besonderen Vertrauenslage besteht. Das ist aus mehre-

64 Hochegger, Die Treuhand-Einrichtungen der österreichischen Rechtsan-
waltskammern, immolex 2002, 23. Bei anderen Treuhandeinrichtungen er-
folgt eine entsprechende Prüfung durch das Kreditinstitut selbst, s OGH 
27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h Rz 58: „[. . .] die einzige nach den Statuten er-
möglichte Kontrolle der Bank [. . .], also ihre Verpflichtung anhand des Kon-
toverfügungsauftrags vor der Durchführung dem vom Treuhänder erteilten 
Überweisungsaufträge zu überprüfen, ob sich diese tatsächlich auf das darin 
angegebene nach der IBAN identifizierte (und für sie auch nur auf Überein-
stimmung damit überwachbare) Konto bezieht“. 

65 Nur, wenn die Kammer ein elektronisches Siegel erteilt, wird die Überwei-
sung durchgeführt (Hochegger, immolex 2002, 23). 

66 OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h Rz 37 f. 
67 So auch die Intention des Gesetzgebers: ErläutRV 483 BlgNR 24. GP 10; s 

auch OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h Rz 38. 
68 OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h Rz 38. 
69 OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h Rz 38. 
70 OGH 27. 11. 2020, 1 Ob 137/20 h Rz 38. 
71 Die Anordnung in § 23 Abs 6 RAO ist eine Verhaltensvorschrift für die Kam-

mer. Sie ist nicht als Verbotsnorm zu verstehen, deren Verletzung zur Nich-
tigkeit einzelner Beschränkungen des Versicherungsschutzes führen könnte 
(zu einer solchen Einordnung der Vorgaben in den Materiengesetzen bei der 
Pflichthaftpflichtversicherung Rubin in Fenyves/Perner/Riedler, VersVG [7. Lfg 
2021] § 158 b Rz 70). 

72 RIS-Justiz RS0027367. 
73 Vgl RIS-Justiz RS0027710. 
74 Vgl nur Kodek in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.03 § 1294 Rz 11 (Stand 

15. 4. 2024, rdb.at). 
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ren Gründen zu bezweifeln: Erstens versuchen die Kammern im 
Informationsblatt manchmal, das Vertrauen in die Vollständigkeit 
und Richtigkeit von vornherein zu zerstören. Das ist für sich ge-
nommen zwar noch nicht entscheidend, allerdings wird sich auf 
Basis seiner Gestaltung kaum jemand auf das Blatt verlassen. Das 
führt zum zweiten Punkt: Der Kausalzusammenhang zwischen 
dem Vertrauen auf das Informationsblatt und dem Schadensein-
tritt wird nur schwer zu argumentieren sein. Voraussetzung der 
Haftung wäre ja, dass Banken im Vertrauen auf die Information 
disponieren. Auch die Ersatzfähigkeit des bloßen Vermögensscha-
dens wäre näher zu überlegen. Drittens ist zu bedenken, dass die 
Informationsblätter letztlich mit Blick auf den geschützten Perso-
nenkreis nicht mehr sagen als das Gesetz. Insofern könnten sie 
nur ein Vertrauen auf eine gesetzeskonforme Lage erwecken, 
das aber auch ohne Informationsblatt geschützt wird. 

3. Verständigungspflichten? 
Zu bedenken ist, dass finanzierenden Kreditinstituten (wie oben 
gezeigt: in einigen Konstellationen) die Registrierung der Treu-
handschaft zu bestätigen ist oder zumindest Informationen über 
die Treuhandschaft zu erteilen sind. Es ist damit keinesfalls als 
überspannte Sorgfaltsanforderung zu verstehen, die finanzieren-
de Bank – sofern sie bekannt ist – von einer vorläufigen Unter-
sagung der Rechtsanwaltschaft gem § 19 Abs 1 a DSt zu verstän-
digen. 

Anders als in der Leitentscheidung des OGH (1 Ob 137/20 h) 
wäre eine solche Verständigungspflicht nicht mit einer Verpflich-
tung zur aktiven Nachforschung gleichzusetzen. Vielmehr liegen 
alle benötigten Daten ohnehin bei der RAK vor, die diese nur 
vernetzen müsste. Dass die Bank ein berechtigtes Informations-
interesse am Umstand einer vorläufigen Untersagung der Rechts-
anwaltschaft hat, dürfte naheliegen. Aus der skizzierten Abwä-
gung der Interessen ergibt sich auch, dass die nach § 70 DSt er-
folgende Bekanntmachung der Untersagung im Internet und im 
Österreichischen Anwaltsblatt eine solche Verständigung nicht 
ersetzt. Abgesehen davon sind die genannten Bekanntmachun-
gen zwar öffentlich zugänglich, haben allerdings in erster Linie 
sanktionsrechtlichen Charakter und erreichen erkennbar in ers-
ter Linie nur den eigenen Berufsstand. 

Eine generelle Verpflichtung zur Überwachung der Pflichten 
des Treuhänders lässt sich auf Basis der Judikatur des OGH zu 

Recht nicht begründen. Adressat der Pflichten ist der Treuhänder 
selbst; die Überwachung ihrer Einhaltung obliegt insofern im 
Einzelfall nicht der Kammer. Bei Verdachtsmomenten ist die La-
ge jedoch anders zu beurteilen; in diesen Fällen bestehen nach 
den Statuten Pflichten der Kammer (Aufforderung des Rechts-
anwalts zur Äußerung, Kanzleinachschau). Daraus sind auch 
Verständigungspflichten der ihr bekannten Treugeber abzuleiten, 
weil die Kammer insofern zum Schutz ihres Vermögens ver-
pflichtet ist; die Verständigung ist ihr außerdem zumutbar. 

E. Schluss 

Kreditgeber sind als Drittfinanzierer von Liegenschaftstransak-
tionen Treugeber. Sie sind von Fehlverhalten anwaltlicher Treu-
händer ebenso gefährdet wie die Vertragspartner einer Liegen-
schaftstransaktion (Verkäufer, Käufer). Daher ist es nur folge-
richtig, dass § 23 Abs 6 RAO vorschreibt, dass alle dem Statut 
zu unterstellenden Treuhandschaften durch eine Vertrauens-
schadenversicherung abgesichert werden sollen. Das Gesetz 
kennt keine Treugeber erster und zweiter Klasse. Die RAK soll-
ten sich an dieser gesetzlichen Lage orientieren und Banken in 
derselben Weise in die Vertrauensschadenversicherungen auf-
nehmen. 

Werden drittfinanzierende Banken hingegen kategorisch aus 
dem Versicherungsschutz ausgeschlossen, kommt eine Haftung 
der Rechtsanwaltskammer in Betracht: § 23 Abs 6 RAO ist näm-
lich ein Schutzgesetz zugunsten der Treugeber. 

Die üblicherweise als Voraussetzung für die Leistungspflicht 
des Versicherers vorgesehene Beschlussfassung der Rechtsan-
waltskammer kann zwar zulässigerweise vereinbart werden. Sie 
ist allerdings nicht der Hoheitsverwaltung zuzuordnen, sondern 
Teil der Abwicklung eines privatrechtlichen Versicherungsver-
trags. Versicherten Treugebern kann daher ein zivilgerichtlich 
durchsetzbarer Anspruch auf Fassung eines entsprechenden Be-
schlusses durch die Kammer zukommen. 
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